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A. Landesverwaltungsamt

Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Brand- und Katastrophenschutz,

militärische Angelegenheiten, Rettungswesen
gemäß § 39 (3) Rettungsdienstgesetz des
Landes Sachsen Anhalt zur Vereinbarung

über Benutzungsentgelte für die Leistungen der
Luftrettung für den Luftrettungsstandort

Landeshauptstadt Magdeburg
(Primärrettung)

Die Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die
Leistungen der Luftrettung für den Luftrettungsstandort
Landeshauptstadt Magdeburg ist dem Amtsblatt als An-
lage 1 beigefügt und befindet sich im Anlagenteil des
Amtsblattes.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Brand- und Katastrophenschutz,

militärische Angelegenheiten, Rettungswesen
gemäß § 39 (3) Rettungsdienstgesetz des
Landes Sachsen Anhalt zur Vereinbarung

über Benutzungsentgelte für die Leistungen der
Luftrettung für den Luftrettungsstandort

Stadt Landsberg/OT Oppin
(Sekundärrettung)

Die Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die
Leistungen der Luftrettung für den Luftrettungsstandort
Stadt Landsberg/OT Oppin ist dem Amtsblatt als Anlage
2 beigefügt und befindet sich im Anlagenteil des Amtsblat-
tes.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Kommunalrecht, Kommunale Wirtschaft

und Finanzen zur 6. Satzung zur Änderung
der Verbandssatzung des Kommunalen
Zweckverbandes „Breitband Altmark“

Das Landesverwaltungsamt als Kommunalaufsichtsbe-
hörde über den Zweckverband „Breitband Altmark“ gibt
gemäß § 14 Abs. 2 i. V. m. § 8 Abs. 5 des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) die folgen-
den genehmigungspflichtigen Bestandteile der 6. Satzung
zur Änderung der Verbandssatzung und den entspre-
chenden Genehmigungsvermerk des Landesverwal-
tungsamtes bekannt. Die weiteren in der 6. Satzung zur
Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes
Breitband Altmark enthaltenen nicht genehmigungspflich-
tigen Regelungen sind nicht von der Kommunalaufsichts-
behörde zu veröffentlichen, sondern werden durch den
Zweckverband bekanntgemacht.

6. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Breitband Altmark

Die aufgrund der §§ 8, 14 und 16 des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sach-
sen-Anhalt (GKG LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81) in der
zur Zeit geltenden Fassung durch die Verbandsver-
sammlung während ihrer Sitzung am 23.06.2015 be-
schlossene Änderungssatzung zur Verbandssatzung
enthält folgende genehmigungspflichtige Bestandteile:

Artikel 2
Die Verbandssatzung erhält in Folge der Aufnahme
eines weiteren Verbandsmitgliedes ein verändertes
Mitgliederverzeichnis als Anlage nach § 1 Abs. 3.

Anlage zu § 1 Abs. 3 der Verbandssatzung des
Zweckverbandes Breitband Altmark

Mitgliederverzeichnis des Zweckverbandes Breit-
band Altmark

Die folgenden Landkreise und Gemeinden sind Mit-
glied im Zweckverband Breitband Altmark:
(in alphabetischer Reihenfolge)

Landkreise:
Landkreis Altmarkkreis Salzwedel
Landkreis Stendal

Gemeinden:
Einheitsgemeinde Hansestadt Gardelegen
Einheitsgemeinde Stadt Arendsee (Altmark)
Einheitsgemeinde Stadt Bismark (Altmark)
Einheitsgemeinde Stadt Hansestadt Havelberg
Einheitsgemeinde Stadt Kalbe(Milde)
Einheitsgemeinde Stadt Klötze
Einheitsgemeinde Stadt Osterburg (Altmark)
Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte
Einheitsgemeinde Stadt Tangermünde
Gemeinde Beetzendorf
Gemeinde Dähre
Gemeinde Diesdorf
Gemeinde Flecken Apenburg-Winterfeld
Gemeinde Jübar
Gemeinde Kuhfelde
Gemeinde Rohrberg
Gemeinde Wallstawe
Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck
Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land
Verbandsgemeinde Seehausen (Altmark)

Hierzu erging durch das Landesverwaltungsamt am
1. Juli 2015, Az: 206.6.2-01710-ZBA-6.ÄS an den Zweck-
verband „Breitband Altmark“ folgender Bescheid:

Zu dem Antrag des Zweckverbandes „Breitband Altmark“
vom 24.06.2015 auf Genehmigung der genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile der 6. Satzung zur Änderung der
Verbandssatzung ergeht folgender

Bescheid:

1. Artikel 2 einschließlich der Anlage zu § 1 Abs. 3 der
Verbandssatzung (Mitgliederverzeichnis) der 6. Sat-
zung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
verbandes „Breitband Altmark“ wird genehmigt.

2. Für diese Entscheidung werden keine Kosten erho-
ben.

Im Auftrag
gez. Dönitz

−−−−−−−−−−
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Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Wirtschaft über die

Ausschreibung bevollmächtigte
Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigten

Bezirksschornsteinfeger für den
Kehrbezirk Harzkreis Nr. 07

Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornstein-
feger wird der Kehrbezirk Harzkreis Nr. 07 für eine
Bestellung zum 1. November 2015 (Vergabetermin) im
Land Sachsen-Anhalt ausgeschrieben. Der vollständi-
ge Ausschreibungstext kann ab dem 15. Juli 2015
unter www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-
anhalt.de abgerufen werden. Ferner liegt der Aus-
schreibungstext bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist
im Landesverwaltungsamt beim Referat Wirtschaft zu
jedermanns Einsicht aus. Ihre Bewerbung richten Sie
bitte bis zum 17. August 2015 (Ausschlussfrist) an
das

Landesverwaltungsamt
Referat Wirtschaft

Ernst-Kamieth-Straße 2
06112 Halle (Saale

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Wirtschaft über die

Ausschreibung bevollmächtigte
Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigten

Bezirksschornsteinfeger für den
Kehrbezirk Mansfeld-Südharz Nr. 13

Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornstein-
feger wird der Kehrbezirk Mansfeld-Südharz Nr. 13
für eine Bestellung zum 1. November 2015 (Vergabe-
termin) im Land Sachsen-Anhalt ausgeschrieben. Der
vollständige Ausschreibungstext kann ab dem 15. Juli
2015 unter www.bund.de sowie unter
www.lvwa.sachsen-anhalt.de abgerufen werden. Fer-
ner liegt der Ausschreibungstext bis zum Ablauf der
Bewerbungsfrist im Landesverwaltungsamt beim Refe-
rat Wirtschaft zu jedermanns Einsicht aus. Ihre Be-
werbung richten Sie bitte bis zum 17. August 2015
(Ausschlussfrist) an das

Landesverwaltungsamt
Referat Wirtschaft

Ernst-Kamieth-Straße 2
06112 Halle (Saale)

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Wirtschaft über die

Ausschreibung bevollmächtigte
Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigten

Bezirksschornsteinfeger für den
Kehrbezirk Saalekreis Nr. 01

Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornstein-
feger wird der Kehrbezirk Saalekreis Nr. 01 für eine
Bestellung zum 1. November 2015 (Vergabetermin) im
Land Sachsen-Anhalt ausgeschrieben. Der vollständi-
ge Ausschreibungstext kann ab dem 15. Juli 2015

unter www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-
anhalt.de abgerufen werden. Ferner liegt der Aus-
schreibungstext bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist
im Landesverwaltungsamt beim Referat Wirtschaft zu
jedermanns Einsicht aus. Ihre Bewerbung richten Sie
bitte bis zum 17. August 2015 (Ausschlussfrist) an
das

Landesverwaltungsamt
Referat Wirtschaft

Ernst-Kamieth-Straße 2
06112 Halle (Saale)

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung

über die Entscheidung zum Antrag der
Arge Windpark Hüselitz GbR in 48431 Rheine

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung

und zum Betrieb einer Windkraftanlage (WKA)
vom Typ Vestas V 112, Rotordurchmesser 112 m,

Nennleistung 3,3 MW, Nabenhöhe 119,0 m,
Gesamthöhe 175 m in 39579 Buchholz,

Landkreis Stendal

Auf Antrag wird der Arge Windpark Hüselitz GbR in
48431 Rheine, die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) zur Errichtung und zum Betrieb
von

einer Windkraftanlage (WKA)
vom Typ Vestas V 112 , Rotordurchmesser 112 m,

Nennleistung 3,3 MW, Nabenhöhe 119,0 m,
Gesamthöhe 175 m

(Anlage nach Nr. 1.6.1 des Anhangs 1 zur Verordnung
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV)

auf dem Grundstück in 39579 Buchholz,

Gemarkung: Buchholz
Flur: 3
Flurstück: 93/66

durch das Landesverwaltungsamt erteilt
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Geneh-
migungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG
verbunden und enthält folgende Rechtsbehelfsbeleh-
rung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Mag-
deburg, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg er-
hoben werden.

Die Genehmigung einschließlich der Begründung liegt
in der Zeit vom

16.07.2015 bis einschließlich 29.07.2015

bei folgenden Behörden aus und können zu den ange-
gebenen Werktagen und Zeiten eingesehen werden:
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1. Hansestadt Stendal
Planungsamt Raum 203
Moltkestr. 34-36
39576 Stendal

Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 14:00 bis 16:00 Uhr

Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 14:00 bis 16:00 Uhr

Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 14:00 bis 16:00 Uhr

Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 14:00 bis 18:00 Uhr

Fr. von 09:00 bis 13:00 Uhr

2. Stadt Tangerhütte
Verwaltungsgebäude
Bismarkstraße 5
39517 Tangerhütte

Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:00 Uhr

Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 18:00 Uhr

Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:00 Uhr

Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 16:00 Uhr

Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr

3. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt
Raum A 123
Dessauer Str. 70,
06118 Halle (Saale)

Mo. - Do. von 08:00 bis 16:00 Uhr
Fr. und vor
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr

Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die
Personen, die Einwendungen erhoben haben, wird
durch diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom
Tage der öffentlichen Bekanntmachung an bis zum
Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und seine
Begründung von den Personen, die Einwendungen
erhoben haben, schriftlich beim Landesverwaltungs-
amt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale)
angefordert werden. Die Übersendung des Beschei-
des erfolgt formlos und setzt keine neuen Rechtsmit-
telfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. Auslegungs-
frist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die
keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt.

Gegen den hier bekanntgemachten Genehmigungs-
bescheid kann innerhalb eines Monats nach Ende der
Auslegungsfrist Klage beim Verwaltungsgericht Mag-
deburg, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg er-
hoben werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung

über die Entscheidung zum Antrag der
Magdeburger Hafen GmbH in 39126 Magdeburg
auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung
und zum Betrieb einer Anlage zur Lagerung
und zum Umschlag von Aluminiumabfällen

in 39126 Magdeburg, Industriehafen

Auf Antrag wird der Firma Magdeburger GmbH in
39126 Magdeburg die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) zur Errichtung und zum Betrieb
einer

Anlage zur Lagerung und zum Umschlag
von Aluminiumabfällen mit einer maximalen

Lagerkapazität von 40.000 t und einer maximalen
Umschlagkapazität von 100.000 t/Jahr

(Anlage nach Nr. 8.12.3.1 und 8.15.3 des Anhangs 1
zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen
- 4. BImSchV)

auf dem Grundstück in 39126 Magdeburg,

Gemarkung: Magdeburg,
Flur: 206,
Flurstück: 11/24, 11/25, 53/9, 63/17, 63/22, 10018,

10020, 10021

durch das Landesverwaltungsamt erteilt.

Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Geneh-
migungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG
verbunden und enthält folgende Rechtsbehelfsbeleh-
rung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht
Magdeburg (Justizzentrum Magdeburg, Breiter Weg
203 - 206, 39104 Magdeburg) erhoben werden.

Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Begrün-
dung liegt in der Zeit vom

16.07.2015 bis einschließlich 29.07.2015

bei folgenden Behörden aus und kann zu den angege-
benen Werktagen und Zeiten eingesehen werden:

1. Landeshauptstadt Magdeburg
Umweltamt
Raum 525/527
Julius-Bremer-Straße 8-10
39104 Magdeburg

Mo. von 07:30 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:30 Uhr

Di. von 07:30 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 17:30 Uhr

Mi. von 07:30 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:30 Uhr

Do. von 07:30 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:30 Uhr

Fr. und vor
gesetzlichen Feiertagen von 07:30 bis 12 Uhr

2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt
Raum A 123
Dessauer Str. 70
06118 Halle (Saale)

Mo. - Do. von 08:00 bis 16:00 Uhr
Fr. und vor
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr
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Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die
Personen, die Einwendungen erhoben haben, wird
durch diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom
Tage der öffentlichen Bekanntmachung an bis zum
Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und seine
Begründung von den Personen, die Einwendungen
erhoben haben, schriftlich beim Landesverwaltungs-
amt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale)
angefordert werden. Die Übersendung des Beschei-
des erfolgt formlos und setzt keine neuen Rechtsmit-
telfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. Auslegungs-
frist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die
keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt.

Gegen den hier bekanntgemachten Genehmigungs-
bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Klage beim Verwaltungsgericht Magdeburg (Jus-
tizzentrum Magdeburg, Breiter Weg 203 – 206, 39104
Magdeburg) erhoben werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntgabe des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung
zur Einzelfallprüfung nach § 3c des Gesetzes

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum
Antrag der AC Biogasanlagen Altmark GmbH

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die

wesentliche Änderung der Biogasanlage Plätz I/II
am Standort Arneburg-Goldbeck (Plätz),

Landkreis Stendal

Die AC Biogasanlagen Altmark GmbH beantragte mit
Schreiben vom 20.02.2014 beim Landesverwaltungs-
amt die Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die
wesentliche Änderung einer

Biogasanlage Plätz I/II

hier: Einsatz von 2.920 t/a Hühnertrockenkot (HTK)
sowie Errichtung und Betrieb einer
Gärresttrocknung von < 10 t/d mit Abluftreinungs-
anlage und zwei Lagerbunkern für HTK bzw.
Gärrest, trocken

(Anlage nach den Nrn. 1.2.2.2, 8.6.3.2 und Nr. 8.13
aus Anhang 1 der Verordnung über
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV))

auf dem Grundstück
in 39606 Hansestadt Osterburg (Altmark)

Gemarkung: Walsleben
Flur: 5
Flurstück: 244 sowie

in der Verbandsgemeinde
Arneburg-Goldbeck, 39596 Arneburg

Gemarkung: Bertkow
Flur: 69
Flurstücke: 206/3; 228.

Gemäß § 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben,
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c

UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.

Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll,
auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG,
ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in ei-
nem gerichtlichen Verfahren betreffend die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf
zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den
Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist und
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik,
Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale),
Dessauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungs-
behörde, eingesehen werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung

über die Entscheidung zum Antrag der
Firma MKW Mitteldeutsche Hartstein- Kies-
und Mischwerke GmbH in 06618 Naumburg

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung

und zum Betrieb eines Kalksteintagebaus in
06632 Freyburg, Burgenlandkreis

Auf Antrag wird der Firma MKW Mitteldeutsche Hart-
stein- Kies- und Mischwerke GmbH in 06618 Naum-
burg die immissionsschutzrechtliche Genehmigung
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG) zur Errichtung und zum Betrieb

eines Kalksteintagebaus mit einer
Abbaufläche von 13 ha in Verbindung mit

einer Natursteinaufbereitungsanlage mit einer
Kapazität von 360 000 t/a

(Anlage nach den Nrn. 2.1.1 und 2.2 des Anhangs 1
zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen - 4. BImSchV)

auf einem Grundstück in 06632 Freyburg

Gemarkung: Zscheiplitz
Flur: 1
Flurstücke: 23/1, 23/2, 23/3, 22, 20/4, 20/5, 23/4,

20/2, 20/3, 16/11, 16/12, 16/13, 18, 26/3

sowie

Gemarkung: Freyburg
Flur: 2
Flurstücke: 1, 4, 5, 6, 169/2

durch das Landesverwaltungsamt erteilt.

Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Geneh-
migungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG
verbunden und enthält folgende Rechtsbehelfsbeleh-
rung:
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Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Str. 16, 06112
Halle (Saale)) erhoben werden.

Der Bescheid einschließlich der Begründung liegt in
der Zeit vom

16.07.2015 bis einschließlich 29.07.2015

bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden:

1. Verbandsgemeinde Unstruttal
Bauamt
Markt 1
06632 Freyburg

Mo. von 08:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:00 Uhr

Di. von 08:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 18:00 Uhr

Mi. von 08:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 15:00 Uhr

Do. von 08:00 bis 12:00 Uhr und
von 13:00 bis 16:00 Uhr

Fr. von 08:00 bis 12:00 Uhr

2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt
Raum 123 A
Dessauer Str. 70,
06118 Halle (Saale)

Mo. - Do. von 08:00 bis 16:00 Uhr
Fr. und vor
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr

Die Zustellung des Bescheides an die Personen, die
Einwendungen erhoben haben, wird durch diese öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom Tage der
öffentlichen Bekanntmachung an bis zum Ablauf der
Klagefrist können der Bescheid und seine Begründung
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben,
schriftlich beim Landesverwaltungsamt, Ernst-
Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) angefordert
werden. Die Übersendung des Bescheides erfolgt
formlos und setzt keine neuen Rechtsmittelfristen in
Gang. Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist gilt der
Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Str. 16, 06112
Halle (Saale)) erhoben werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntgabe des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung
zur Einzelfallprüfung nach § 3c des Gesetzes

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens

zum Antrag der ONTRAS Gastransport GmbH,
Maximillianallee 4, 04129 Leipzig auf Erteilung

einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen

Änderung einer Gaseinspeisung mit Lagerung
von brennbaren Gasen in 30345 Haldensleben,

Landkreis Börde

Die ONTRAS Gastransport GmbH in 04129 Leipzig
beantragte mit Schreiben vom 30. April 2015 beim
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmi-
gung nach den § 16 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) für die wesentliche Änderung
einer

Anlage zur Lagerung von
brennbaren Gasen in Behältern

mit einem Fassungsvermögen von 28,7 Tonnen

hier: Errichtung Ersatzneubau Gaseinspeisung

auf dem Grundstück in 30345 Haldensleben,

Gemarkung: Satuelle,
Flur: 7,
Flurstücke: 204, 205, 209, 211.

Gemäß § 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben,
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.

Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll,
auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG,
ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in ei-
nem gerichtlichen Verfahren betreffend die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf
zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den
Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist und
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik,
Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale),
Dessauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungs-
behörde, eingesehen werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntgabe des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung
zum Antrag der Magdeburger Hafen GmbH,

Saalestraße 20, 39126 Magdeburg, auf Erteilung
einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung

und zum Betrieb einer Anlage zur Lagerung
und zum Umschlag von Aluminiumabfällen in

39126 Magdeburg, Am Hansehafen 20

Die Magdeburger Hafen GmbH aus 39126 Magdeburg
beantragte beim Landesverwaltungsamt Sachsen-
Anhalt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung
und zum Betrieb einer

Anlage zur Lagerung und zum Umschlag
von Aluminiumabfällen mit einer

maximalen Lagerkapazität von 17.000 Tonnen
und einer maximalen Umschlagkapazität

von 30.000 Tonnen je Jahr
(entspricht durchschnittlich ca. 130 Tonnen je Tag)
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(Anlage nach Nrn. 8.12.3.1 und 8.15.3 aus Anhang 1
zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen – 4. BImSchV)

auf dem Grundstück in 39126 Magdeburg,
Am Hansehafen 20

Gemarkung: Magdeburg
Flur: 201
Flurstücke: 10546, 10539

Das Vorhaben wurde am 15.05.2015 bekannt ge-
macht. Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das
Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit
bekannt gemacht, dass die Genehmigungsbehörde in
Ausübung pflichtgemäßen Ermessens entschieden
hat, dass der Erörterungstermin nicht stattfindet.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntgabe des Referates
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung
zur Einzelfallprüfung nach § 3c des Gesetzes

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens

zum Antrag der Firma Südzucker AG,
Theodor-Heuss-Anlage 12, 68165 Mannheim
auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur

wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer
Anlage zur Herstellung oder Raffination

von Zucker in 06712 Zeitz, Albrechtstraße 54,
Burgenlandkreis

Die Firma Südzucker AG aus 68165 Mannheim bean-
tragte mit Schreiben vom 15.05.2015 beim Landes-
verwaltungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG) für die wesentliche Änderung und dem
Betrieb

Anlage zur Herstellung oder
Raffination von Zucker

durch Modernisierung der Energiezentrale

(Anlage nach Nr. 7.24.1 i.V. mit 1.1 aus Anhang 1 zur
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen –
4. BImSchV)

auf dem Grundstück in 06712 Zeitz,
Albrechtstraße 54

Gemarkung: Zeitz
Flur: 10
Flurstücke: 5

Gemäß § 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben,
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.

Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll,
auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG,
ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in ei-

nem gerichtlichen Verfahren betreffend die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf
zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den
Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist und
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik,
Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale),
Dessauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungs-
behörde, eingesehen werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des
Referates Wasser

Veröffentlichung

des Entwurfes des Umweltberichtes im Rahmen der
Strategischen Umweltprüfung zum detaillierten Maß-
nahmenprogramm 2015 bis 2021 für die Flussge-
bietseinheit Weser bzgl. der Salzbelastung in Ergän-
zung zum Maßnahmenprogramm 2015 – 2021 für die
Flussgebietseinheit Weser

Der Entwurf des Umweltberichtes zur Strategischen
Umweltprüfung zum detaillierten Maßnahmenprogramm
2015 bis 2021 für die Flussgebietseinheit Weser bzgl. der
Salzbelastung in Ergänzung zum Maßnahmenprogramm
2015 – 2021 für die Flussgebietseinheit Weser wird auf
der Internetseite des Landes Sachsen-Anhalt zur
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
www.saubereswasser.sachsen-anhalt.de ab dem
01.08.2015 bis 15.10.2015 eingestellt.
Darüber hinaus wird der Entwurf des Umweltberichtes
auf der Internetseite der Flussgebietsgemeinschaft
Weser www.fgg-weser.de veröffentlicht.

Die Auslegung des Entwurfes des Umweltberichtes für
die Strategische Umweltprüfung gemäß § 14i Abs. 2
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar
2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)
erfolgt ab dem 01.08.2015 bis zum 15.10.2015 wäh-
rend der Dienststunden im

Landesverwaltungsamt
Referat 404
Dienstgebäude Dessauer Straße 70
Raum 200
06118 Halle (Saale).

Ferner ist eine Einsichtnahme in die Unterlagen in
digitaler Form bis zum 15.10.2015 an folgenden Orten
während der Dienststunden möglich:

Landkreis Altmarkkreis Salzwedel
Amt für Wasserwirtschaft und Naturschutz
Karl-Marx-Straße 16
Raum 104
29410 Salzwedel

Landkreis Börde
Fachdienst Natur und Umwelt
Farsleber Str. 19
Räume 55 und 56
39326 Wolmirstedt
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Landkreis Harz
Friedrich–Ebert–Straße 42
Haus V / Zimmer 308
38820 Halberstadt

Zu dem Entwurf des Umweltberichtes zur strategi-
schen Umweltprüfung kann ab der Veröffentlichung
bis zum 15.10.2015 Stellung genommen werden.
Die Stellungnahmen können schriftlich oder zur Nie-
derschrift beim Landesverwaltungsamt, Referat 404-
Wasser, Dienstgebäude Dessauer Straße 70, 06118
Halle (Saale) abgegeben werden. Behörden können
ihre Stellungnahmen auch per E-Mail an
wrrl-anhoerung@lvwa.sachsen-anhalt.de abgeben.

Die Stellungnahmen müssen folgende Angaben ent-
halten:

a) Vor- und Nachname sowie Adresse bei natür-
lichen Personen,

b) Name und Adresse des Verbandes oder der
Institution,

c) Bezeichnung der Handelsfirma oder Name
und Sitz bei juristischen Personen,

d) Titel des Umweltberichtes/Maßnahmen-
programms zu dem Stellung genommen wird.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung des Referates
Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei,

Berufsbildung über die
Verfahrensordnung des Schlichtungsausschusses

der zuständigen Stelle für die Berufsbildung
in der Landwirtschaft und Hauswirtschaft zur

Beilegung von Streitigkeiten zwischen
Ausbildenden und Auszubildenden

Das Landesverwaltungsamt erlässt aufgrund des Be-
schlusses des Berufsbildungsausschusses vom
28.05.2015 als zuständige Stelle für die Berufsbildung in
der Landwirtschaft und Hauswirtschaft nach § 9 in Ver-
bindung mit § 79 Abs. 4 Berufsbildungsgesetz (BBiG)
vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), zuletzt geändert
durch Artikel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011
(BGBl. I S. 2854), folgende

Verfahrensordnung des Schlichtungsausschusses:

§ 1 Errichtung und Zuständigkeit

Das Landesverwaltungsamt errichtet als zuständige
Stelle des Landes Sachsen-Anhalt gem. § 111 Abs. 2
ArbGG einen Ausschuss zur Beilegung von Streitigkei-
ten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden aus
einem bestehenden Berufsausbildungsverhältnis in
der Landwirtschaft und Hauswirtschaft im Land Sach-
sen-Anhalt.

§ 2 Zusammensetzung

(1) Der Ausschuss setzt sich aus je einem Vertreter
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie der
Leiterin bzw. dem Leiter der zuständigen Stelle
als Vorsitzende/als Vorsitzender zusammen. Für
den Verhinderungsfall oder im Fall des § 5 Absatz
2 ist für jedes Mitglied ein Vertreter/eine Vertrete-
rin zu berufen.

(2) Der bzw. die zuständige Berater/-in nimmt mit bera-
tender Stimme teil. Ebenso nimmt eine Bedienstete/

ein Bediensteter der zuständigen Stelle als Protokoll-
führer teil.

(3) Die Mitglieder des Ausschusses und ihre Stellver-
treter werden von der zuständigen Stelle berufen.
Die Berufung erfolgt in Abstimmung mit dem Be-
rufsbildungsausschuss (BBA) aus der Reihe der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des
BBA. Der Berufungszeitraum für den Schlich-
tungsausschuss entspricht dem des BBA.

(4) Die Mitglieder/Stellvertreter üben ihre Tätigkeit
ehrenamtlich aus. Eine Entschädigung wird ge-
mäß der Entschädigungsregelung analog für Prü-
fer in den Prüfungsausschüssen gewährt.

(5) Die Niederlegung des Amtes erfolgt durch schriftliche
Erklärung gegenüber dem Landesverwaltungsamt
als zuständiger Stelle.

§ 3 Entscheidungen

Der Ausschuss beschließt mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen.

§ 4 Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Ausschusses, der Protokollführer so-
wie Personen, denen die Anwesenheit gestattet wird,
haben über alle Schlichtungsvorgänge Verschwiegenheit
zu wahren.

§ 5 Ablehnung von Mitgliedern des Ausschus-
ses

(1) Die Mitglieder des Ausschusses können von den
Beteiligten wegen Besorgnis der Befangenheit spä-
testens zu Beginn der Sitzung gem. § 42 ZPO abge-
lehnt werden.

(2) Die Entscheidung über die Befangenheit fällt der
Ausschuss. Dabei darf die betroffene Person nicht
mitwirken. Liegt Befangenheit vor, ist eine Stellvertre-
terin oder ein Stellvertreter heranzuziehen.

§ 6 Antrag

(1) Der Ausschuss wird nur auf Antrag der Auszubil-
denden oder des Auszubildenden oder des Aus-
bildenden bzw. deren Bevollmächtigte (§ 9) tätig.
Ist die Antragstellerin oder der Antragsteller min-
derjährig, so kann der Antrag nur von den gesetz-
lichen Vertretern gestellt werden.

(2) Der Antrag ist beim Landesverwaltungsamt
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu
geben.

§ 7 Inhalt des Antrags

(1) Der Antrag soll enthalten:
a) die Bezeichnung der Beteiligten (Antragsteller

und Antragsgegner) und ihrer gesetzlichen
Vertreter nach Namen, Stand oder Gewerbe,
Wohnort und Beteiligtenstellung;

b) das bestimmte Antragsbegehren;
c) die Begründung des Antragsbegehrens;
d) die notwendigen Beweismittel: z.B. Ausbil-

dungsverträge, Tarifverträge, sonstige schrift-
liche Vereinbarungen.

(2) Bei unvollständigen oder unklaren Anträgen wirkt
die zuständige Stelle auf Ergänzung oder Richtig-
stellung hin.
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§ 8 Ladung

(1) Die zuständige Stelle für die Berufsbildung in der
Landwirtschaft und Hauswirtschaft setzt den Ver-
handlungstermin fest und beruft den Ausschuss ein.
Sie lädt die Beteiligten zur mündlichen Verhandlung
durch Postzustellungsurkunde und ordnet in der Re-
gel ihr persönliches Erscheinen an.

(2) Dem Antragsgegner ist die Ladung mit einer Aus-
fertigung des Antrages und der schriftlichen Be-
gründung zuzustellen. Ihm ist anheim zu stellen,
zu dem Antrag bereits vor dem Schlichtungster-
min Stellung zu nehmen. Äußert sich die Gegen-
partei schriftlich zum Streit, so soll die zuständige
Stelle den Schriftsatz der streitführenden Partei
bekannt geben, soweit dies angezeigt ist.

(3) Bei minderjährigen Beteiligten sind auch deren
gesetzlichen Vertreter zu laden.

(4) Die Beteiligten sind in der Ladung auf die Folgen
ihres Nichterscheinens (§ 17) sowie auf die Zu-
lässigkeit einer Vertretung (§ 9) hinzuweisen.

(5) Die Ladungsfrist beträgt mindestens zwei Wo-
chen.

(6) Auf Sonntage, allgemeine Feiertage oder Sonn-
abende sind Termine nur in Notfällen anzuberau-
men.

§ 9 Bevollmächtigte

(1) Die Beteiligten können die Verhandlung vor dem
Ausschuss selbst führen oder sich vertreten lassen.
Eine Vertretung durch Vertreter von Gewerkschaf-
ten oder von Vereinigungen von Arbeitgebern oder
von Zusammenschlüssen solcher Verbände ist zu-
lässig, wenn diese Personen kraft Satzung oder
Vollmacht zur Vertretung befugt sind und der Zu-
sammenschluss, der Verband oder deren Mitglieder
Partei sind. Das gleiche gilt für die Vertretung durch
Vertreter selbständiger Vereinigungen von Arbeit-
nehmern mit sozial – oder berufspolitischer Zweck-
setzung.

(2) Eine schriftliche Vollmacht zur Vertretung ist vorzu-
legen.

§ 10 Öffentlichkeit

(1) Das Verfahren vor dem Ausschuss ist nicht öffent-
lich.

(2) Der Ausschuss kann über die Teilnahme von
Sachverständigen befinden.

§ 11 Verfahren vor dem Ausschuss

(1) Den Beteiligten ist ausreichendes Gehör zu ge-
währen. Die Beteiligten sind mündlich zu hören.

(2) Der Ausschuss soll in jeder Lage des Verfahrens
auf eine gütliche Beilegung der Streitigkeit be-
dacht sein.

(3) Das Verfahren ist zeitnah durchzuführen.
(4) Der Ausschuss soll zur Aufklärung der Streitigkeit

dienende Beweismittel in die Verhandlung einbe-
ziehen. Bildet der Ausbildende nicht selbst aus,
kann das persönliche Erscheinen der mit der
Ausbildung beauftragten Person angeordnet wer-
den.

(5) Eine Beeidigung der Beteiligten, Zeugen, oder
Sachverständigen ist unzulässig. Zur Entgegen-
nahme oder zur Forderung eidesstattlicher Erklä-
rungen ist der Ausschuss nicht berechtigt.

(6) Die Termine werden im Landesverwaltungsamt
Halle, Dienstgebäude Dessauer Str. 70, abgehal-
ten, sofern nicht die Einnahme eines Augen-
scheins an Ort und Stelle erforderlich ist.

(7) Die Beteiligten haben ihre Erklärungen über tat-
sächliche Umstände vollständig und der Wahrheit
gemäß abzugeben.

(8) Die Beteiligten sind verpflichtet, am ordnungsge-
mäßen Ablauf des Verfahrens mitzuwirken. Der
Ausschuss kann bei unsachgemäßem Verhalten
einen Beteiligten von der weiteren Mitwirkung an
dem Verfahren ausschließen.

§ 12 Vertagung

(1) Aus erheblichen Gründen kann ein Termin aufgeho-
ben oder verlegt sowie eine Verhandlung vertagt
werden.

(2) Über die Aufhebung, Verlegung sowie Vertagung
des Termins entscheidet der Ausschuss durch
Beschluss. Der Beschluss ist kurz zu begründen.
Mit dem Beschluss ist gleichzeitig der neue Ver-
handlungstermin festzusetzen; der Ausschuss
muss in gleicher Besetzung zusammentreten, an-
dernfalls ist neu zu verhandeln.

§ 13 Abschluss der Verhandlung

Die Verhandlung kann abgeschlossen werden durch:

a) gütliche Einigung (§ 14 Vergleich )
b) einstimmigen Spruch des Ausschusses (§ 15)
c) die Feststellung des Ausschusses, dass weder eine

Einigung noch ein Spruch möglich war (§ 16)
d) Säumnisspruch (§ 17)
e) Rücknahme des Antrages, die vom Ausschuss fest-

zustellen ist.

§ 14 Vergleich

Ein vor dem Ausschuss geschlossener Vergleich ist unter
Angabe des Tages seines Zustandekommens von den
Mitgliedern des Ausschusses und den Streitparteien
unmittelbar im Anschluss an die Verhandlung zu unter-
zeichnen (§§ 111 Abs. 2 Satz 7, 107 ArbGG).

§ 15 Spruch

(1) Sofern das Verfahren keine anderweitige Erledigung
findet, hat der Ausschuss ein Spruch zu fällen.

(2) Der Ausschuss berät in Abwesenheit der Beteiligten
über den Spruch.

(3) Der Spruch ist unter Angabe des Tages seines Zu-
standekommens von den Mitgliedern des Ausschus-
ses zu unterzeichnen und muss schriftlich begründet
werden, soweit die Beteiligten nicht auf schriftliche
Begründung ausdrücklich verzichtet haben (§ 108
Abs. 2 Satz 1 ArbGG).

(4) Der Spruch wird im Anschluss daran verkündet.
Dabei soll der wesentliche Inhalt der Entscheidungs-
gründe mitgeteilt werden. Dies gilt nicht, wenn beide
Parteien abwesend sind, in diesem Fall genügt die
Bezugnahme auf den unterschriebenen Spruch.

(5) Den Beteiligten ist unverzüglich, spätestens aber
innerhalb einer Woche nach Verkündung des
Spruchs, eine Ausfertigung des Spruchs mit
Rechtsmittelbelehrung auszuhändigen oder durch
Postzustellungsurkunde (§ 19, §§ 111 Abs. 2 Satz 4,
9 Abs.5 ArbGG) zuzustellen.
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(6) Wenn ein von einem Beteiligten geltend gemachter
Streitgegenstand oder der Kostenpunkt bei der En-
dentscheidung ganz oder teilweise übergangen ist,
so ist auf Antrag der Spruch zu ergänzen.

§ 16 Nichtzustandekommen eines Spruchs

(1) Kommt im Ausschuss keine Entscheidung zustande,
sind die Beteiligten durch mündliche Verkündung zu
unterrichten.

(2) Den Beteiligten ist darüber eine Niederschrift zu-
sammen mit einer Rechtsmittelbelehrung auszuhän-
digen oder durch Postzustellungsurkunde (§ 18, §§
111 Abs. 2 Satz 4, 9 Abs. 5 ArbGG) zuzustellen.

§ 17 Nichterscheinen von Beteiligten

(1) Erscheint die Antragstellerin oder der Antragsteller
ohne ausreichende Entschuldigung nicht zum Ver-
handlungstermin und lässt sie oder er sich auch
nicht vertreten (Säumnis), so ist auf Antrag ein Ver-
säumnisspruch dahingehend zu erlassen, dass die
Antragstellerin oder der Antragsteller mit ihrem oder
seinem Begehren abgewiesen wird.

(2) Bei Säumnis der Antragsgegnerin oder des An-
tragsgegners ist dem Antragsbegehren stattzuge-
ben, sofern die Begründung den Antrag rechtfertigt.

(3) Den Beteiligten ist der Spruch zusammen mit einer
Rechtsmittelbelehrung auszuhändigen oder durch
Postzustellungsurkunde zuzustellen.

§ 18 Kosten

(1) Das Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss ist
gebührenfrei.

(2) Jeder Beteiligte trägt die ihm durch das Verfahren
entstandenen Kosten selbst. Zeugen und Sachver-
ständige sind von demjenigen Beteiligten zu ent-
schädigen, der sie zum Zwecke des Beweises seiner
Behauptung angeboten hat.

(3) Für Auslagen in Sinne § 14 des Verwaltungskosten-
gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom
27.06.1991 (GVBl. LSA S. 154) in der derzeit gülti-
gen Fassung kann der Ausschuss durch Spruch eine
Kostenentscheidung fällen.

§ 19 Niederschrift

(1) Die Beteiligten erhalten in den Fällen des Nichtzu-
standekommens eines Spruches eine Niederschrift
über das Ergebnis der Verhandlung.

(2) Die Niederschrift muss enthalten:
a) Ort, Tag und Zeit des Verhandlungstermins;
b) die Namen der oder des Vorsitzenden, der Aus-

schussmitglieder und der oder des Protokollfüh-
renden;

c) die genaue Bezeichnung des Verfahrens nach
den Beteiligten und dem Streitgegenstand;

d) die Angaben der erschienenen Beteiligten, de-
ren gesetzlichen Vertreter sowie der Personen,
denen die Anwesenheit gestattet wurde;

e) die wesentlichen Angaben über den Verlauf und
das Ergebnis der Verhandlung.

(3) Die Niederschrift ist von der Leiterin bzw. dem Leiter
der zuständigen Stelle als Vorsitzende bzw. als Vor-
sitzendem des Ausschusses und dem Protokollfüh-
rer zu unterzeichnen.

§ 20 Fristen für Anerkennung und Klage

(1) Der Spruch wird wirksam, wenn er von beiden Par-
teien innerhalb einer Woche nach Verkündung aner-
kannt wird. Die Anerkennung ist schriftlich oder zur
Niederschrift gegenüber der zuständigen Stelle für
die Berufsbildung in der Landwirtschaft und Haus-
wirtschaft zu erklären. Erfolgt die Anerkennung im
Verhandlungstermin, so wird sie vom Schlichtungs-
ausschuss zu Protokoll genommen.

(2) Die zuständige Stelle für die Berufsbildung in der
Landwirtschaft und Hauswirtschaft hat die Beteiligten
unverzüglich davon zu unterrichten, ob der Spruch
(§§ 15, 17) anerkannt wurde. Bei Nichtanerkennung
oder Nichtzustandekommen (§ 16) eines Spruchs
sind die Beteiligten darauf hinzuweisen, dass eine
Klage beim zuständigen Arbeitsgericht nur binnen
zwei Wochen nach ergangenem Spruch erhoben
werden kann, § 111 Abs. 2 Satz 3 ArbGG.

(3) Die Frist zur Klageerhebung für den Säumigen sowie
die Frist zur Anerkennung beginnt mit der Zustellung
des mit einem Rechtsbehelf versehenen Spruchs
bzw. in den Fällen des § 16 mit der Zustellung der
mit dem Rechtsbehelf versehenen Niederschrift (§ 9
Abs. 5 ArbGG).

(4) Ein von den Beteiligten anerkannter Spruch besitzt
die Rechtskraft eines Urteils.

§ 21 Vollstreckbarkeit

Aus dem Vergleich (§ 14), der vor dem Ausschuss ge-
schlossen worden ist, und aus dem Spruch (§ 15) des
Ausschusses, der von den Beteiligten anerkannt worden
ist, findet die Zwangsvollstreckung statt, wenn der Spruch
oder der Vergleich vom Vorsitzenden des Arbeitsgerichts,
das für die Geltendmachung des Anspruchs zuständig
wäre, für vollstreckbar erklärt worden ist, §§ 111 Abs. 2,
109 ArbGG.

§ 22 Verfahrensunterlagen

Die Unterlagen des Verfahrens sind bei der zuständigen
Stelle für die Berufsbildung in der Landwirtschaft und
Hauswirtschaft für 5 Jahre aufzubewahren.

§ 23 Inkrafttreten

Diese Verfahrensordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes in
Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Verfahrensordnung tritt die
bisherige Verfahrensordnung außer Kraft.

−−−−−−−−−−
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Öffentliche Bekanntgabe des Referates
Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei,

Berufsbildung zur allgemeinen Vorprüfung
des Einzelfalls gemäß § 3c UVPG im Rahmen

des Flurneuordnungsverfahrens nach § 56
Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG)
i. V. m. § 86 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)

„Bodenordnungsverfahren Falkenberg“,
Landkreis Stendal, Verfahrensnummer

SDL 4/0162/06

Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Fors-
ten (ALFF) Altmark in 39576 Stendal, Akazienweg 25
führt das mit Datum vom 05.12.2014 angeordnete
Flurneuordnungsverfahren „Bodenordnungsverfahren
Falkenberg“, Landkreis Stendal, Verfahrensnummer
SDL 4/0162/06 mit einer Verfahrensgebietsgröße von
1.531 ha durch. Mit Bericht (Az.: 12.15-SDL
4/0162/06) vom 01.08.2014 beantragte das ALFF
Altmark beim Landesverwaltungsamt die Feststellung,
ob eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung für

den Bau der geplanten gemeinschaftlichen und
öffentlichen Anlagen im Flurneuordnungsver-
fahren „BOV Falkenberg“, Landkreis Stendal,
Verfahrensnummer SDL 4/0162/06, Gemarkun-
gen Falkenberg Fluren 1 bis 4, Schönberg Flu-
ren 3 tlw., 4 tlw., Seehausen Flur 5 tlw.,

besteht.

Gemäß § 3a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gege-
ben, dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung gemäß
§ 3c UVPG festgestellt wurde, dass durch das ge-
nannte Vorhaben (Bau der geplanten gemeinschaftli-
chen und öffentlichen Anlagen) keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, sodass
für den Bau der geplanten gemeinschaftlichen und
öffentlichen Anlagen im o. g. Flurneuordnungsverfah-
ren eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nicht
erforderlich ist.

Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.
Beruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben
soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c
UVPG, ist die Einschätzung der zuständigen Behörde
in einem gerichtlichen Verfahren betreffend die Ent-
scheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur
darauf zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend
den Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist
und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat
Agrarwirtschaft, ländliche Räume, Fischerei, Berufs-
bildung in 06118 Halle (Saale), Dessauer Str. 70 als
der zuständigen Behörde, eingesehen werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntgabe des Referates
Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei,

Berufsbildung zur allgemeinen Vorprüfung des
Einzelfalls gemäß § 3c UVPG im Rahmen des

vereinfachten Flurneuordnungsverfahrens
gemäß § 86 Abs. 1 und 3 Flurbereinigungsgesetz

(FlurbG) i. V. m. dem 8. Abschnitt des
Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG)

„Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren
Hohenerxleben - Feldlage“, Salzlandkreis,

Verfahrensnummer SLK026

Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Fors-
ten (ALFF) Mitte in 38820 Halberstadt, Große Ring-
straße 52 führt das mit Datum vom 20.05.2010 ange-
ordnete, mit 1. Änderungsbeschluss vom 24.10.2013
geänderte Flurneuordnungsverfahren „Vereinfachtes
Flurbereinigungsverfahren Hohenerxleben - Feldlage“,
Salzlandkreis, Verfahrensnummer SLK026 mit einer
Verfahrensgebietsgröße von 1.244 ha durch. Mit Be-
richt (Az.: 14.1-611B7b-SLK026) vom 12.12.2014
beantragte das ALFF Mitte beim Landesverwaltungs-
amt die Feststellung, ob eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für

den Bau der geplanten gemeinschaftlichen und
öffentlichen Anlagen im vereinfachten Flurbe-
reinigungsverfahren „Hohenerxleben - Feldla-
ge“, Salzlandkreis, Verfahrensnummer SLK026,
Gemarkungen Förderstedt Flur 10 tlw., Güsten
Flur 4 tlw., Hohenerxleben Fluren 1 tlw., 2 tlw.,
3 tlw., 4 tlw., 5 tlw., 6 tlw., 9 tlw., Löbnitz Fluren
1 tlw., 2 tlw., 3 tlw., Neundorf Flur 2 tlw., Rath-
mannsdorf Flur 2 tlw., Staßfurt Fluren 2 tlw., 4
tlw., 9 tlw., 10 tlw., 11. tlw., Staßfurt-Löbnitz
Flur 4, Ilberstedt Flur 3 tlw., Neugattersleben
Fluren 3 tlw., 6 tlw., 10 tlw.,

besteht.

Gemäß § 3a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gege-
ben, dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung gemäß
§ 3c UVPG festgestellt wurde, dass durch das ge-
nannte Vorhaben (Bau der geplanten gemeinschaftli-
chen und öffentlichen Anlagen) keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, sodass
für den Bau der geplanten gemeinschaftlichen und
öffentlichen Anlagen im o. g. Flurneuordnungsverfah-
ren eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nicht
erforderlich ist.

Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.
Beruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben
soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c
UVPG, ist die Einschätzung der zuständigen Behörde
in einem gerichtlichen Verfahren betreffend die Ent-
scheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur
darauf zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend
den Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist
und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat
Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei, Berufs-
bildung in 06118 Halle (Saale), Dessauer Str. 70 als
der zuständigen Behörde, eingesehen werden.

−−−−−−−−−−
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D. Sonstige Dienststellen

Öffentliche Bekanntmachung
der Landesstraßenbaubehörde

Sachsen-Anhalt – Zentrale über eine
Ortsdurchfahrtsfestsetzung; Verfügung der
Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt

vom 30.06.2015 - Z/233-31030/42/2015

1. Ortsdurchfahrtsfestsetzung

Gemäß § 5 des Straßengesetzes für das Land
Sachsen-Anhalt vom 6.7.1993 (GVBl. LSA S. 334),
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
17. Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 522), ergeht
folgende Ortsdurchfahrtsfestsetzung:

Die Ortsdurchfahrt der Stadt Arendsee, Altmark-
kreis Salzwedel, wird im Zuge der Landesstraße
L 5 aus Richtung Bundesstraße B 190 bei Netz-
knoten 3134 028, Station 0.424 und in Richtung
Ortschaft Schrampe der Stadt Arendsee bei Netz-
knoten 3134 028, Station 0.768 neu festgesetzt.

2. Bekanntgabe

Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die-
se Verfügung und ihre Begründung können wäh-
rend der Dienstzeiten in der Landesstraßenbaube-
hörde Sachsen-Anhalt, Zentrale, Hasselbachstra-
ße 6, 39104 Magdeburg, Zimmer 1081, eingese-
hen werden.

3. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206,
39104 Magdeburg, erhoben werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung
der Landesstraßenbaubehörde

Sachsen-Anhalt – Zentrale über eine
Straßenrechtliche Entscheidung; Verfügung der

Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt
vom 09.07.2015 - Z/233-31030/40/2015

1. Straßenrechtliche Entscheidung

Gemäß §§ 3 und 6 des Straßengesetzes für das
Land Sachsen-Anhalt vom 6.7.1993 (GVBl. LSA S.
334), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 522),
ergeht folgende straßenrechtliche Entscheidung:

1.1 Widmung

Die im Gebiet der Stadt Bernburg (Saale), Landkreis
Salzlandkreis, aus Anlass des Neubaus der Bundes-
straße B 6 Ortsumfahrung Bernburg neu gebaute
Teilstrecke der Landesstraße L 64 vom Abzweig von
der bisherigen Linie der Bundesstraße B 185 östlich
der Stadt Bernburg (Saale) bei Netzknoten 4237 053,
Station 3.214, bis zum Knoten Bundesstraße B 6
(neu)/Landesstraße L 64 bei Netzknoten 4236 099,
Station 0.000, mit einer Länge von 100 Metern, wird
zur Landesstraße als Bestandteil der Landesstraße
L 64 gewidmet.

2. Bekanntgabe

Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die-
se Verfügung und ihre Begründung können wäh-
rend der Dienstzeiten in der Landesstraßenbaube-
hörde Sachsen-Anhalt, Zentrale, Hasselbachstra-
ße 6, 39104 Magdeburg, Zimmer 1081, eingese-
hen werden.

3. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206,
39104 Magdeburg, erhoben werden.

−−−−−−−−−−

Öffentliche Bekanntmachung der
Regionalen Planungsgemeinschaft Halle

über die Beschluss-Nummern
IV/01-2015 bis IV/04-2015

Beschluss-Nr. IV/01-2015

Die Regionale Planungsgemeinschaft Halle beschließt
die Haushaltssatzung 2015 und den Haushaltsplan
2015 der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle.

Halle (Saale), den 01.06.2015

gez. Götz Ulrich - Siegel -
Vorsitzender
Regionale Planungsgemeinschaft Halle

Haushaltssatzung 2015
der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle

Aufgrund des §§ 13 und 16 des Gesetzes zur kommu-
nalen Gemeinschaftsarbeit in Verbindung mit § 100
des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt hat die Regionalversammlung in der
Sitzung am 01.06.2015 folgende Haushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2015 erlassen.

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die
für die Erfüllung der Aufgaben der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Halle voraussichtlich anfallenden
Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie ein-
gehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen enthält, wird

1. im Ergebnisplan mit dem

a) Gesamtbetrag der Erträge
auf 420.400 €

b) Gesamtbetrag der Aufwendungen
auf 439.200 €

2. im Finanzplan mit dem

a) Gesamtbetrag der Einzahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit
auf 420.000 €

b) Gesamtbetrag der Auszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit
auf 416.600 €
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c) Gesamtbetrag der Einzahlungen
aus der Investitionstätigkeit
auf 0 €

d) Gesamtbetrag der Auszahlungen
aus der Investitionstätigkeit
auf 27.000 €

e) Gesamtbetrag der Einzahlungen
aus der Finanzierungstätigkeit
auf 0 €

f) Gesamtbetrag der Auszahlungen
aus der Finanzierungstätigkeit
auf 0 €

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnah-
men für Investitionen und Investitionsmaßnahmen
(Kreditermächtigung) wird auf 0 € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen
zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige
Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen belasten, (Ver-
pflichtungsermächtigung) werden nicht veranschlagt

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kredite zur Sicherung
der Zahlungsfähigkeit im Haushaltsjahr 2015 zur
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 6.100 Euro fest-
gesetzt.

§ 5

Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2015 beträgt
325.178,90 Euro.

(1) Es entfallen auf die Verbandsmitglieder

Verbandsmitglied Anteil Umlage 2015
Stadt Halle 33,5 % 108.835,56 €
Burgenlandkreis 26,7 % 86.929,32 €
Saalekreis 27,1 % 88.214,30 €
Mansfeld-Südharz

1
12,7 % 41.199,73 €

(2) Auf die Verbandsumlage ist vierteljährlich ein Ab-
schlag in Höhe von 25 % zu zahlen, spätestens bis
zum 3. Werktag eines jeden Quartals.

Halle (Saale), den 10.07.2015

gez. Götz Ulrich - Siegel -
Vorsitzender
Regionale Planungsgemeinschaft Halle

Der Haushaltsplan 2015 der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Halle und die dazugehörigen Be-
standteile sind vom 20.07.2015 bis 31.07.2015 wäh-
rend der Dienstzeiten von Montag bis Donnerstag
9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.00 Uhr sowie
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr in der Geschäfts-
stelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle,
Willi-Brundert-Str. 4 in 06132 Halle (Saale), Raum
210 einzusehen.

------------------------------------------------

1
Gemeinden des Altlandkreis Mansfelder Land,

zzgl. Gem. Blankenheim

Beschluss-Nr. IV/02-2015
Die Regionalversammlung beschließt die Satzung zur
2. Änderung der Satzung der Entschädigung der Ver-
treterinnen und Vertreter in der Regionalversammlung
der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle.

Halle (Saale), den 01.06.2015

gez. Götz Ulrich - Siegel -
Vorsitzender
Regionale Planungsgemeinschaft Halle

Anlage zu Beschluss-Nr. IV/02-2015:
Satzung zur 2. Änderung der Satzung zur Ent-
schädigung der Vertreterinnen und Vertreter der
Regionalversammlung Regionale Planungsge-
meinschaft Halle

Gem. § 18 Abs. 6 Landesplanungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (LPlG) vom 28. April 1998 (GVBl. LSA
S. 255), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. De-
zember 2007 (GVBl. LSA S. 466), in Verbindung mit
§ 35 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt vom 17.06.2014 (KVG LSA) hat die Regio-
nalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft in ihrer Sitzung am 01.06.2015 die nachfolgen-
de Satzung zur 2. Änderung der Satzung zur Entschä-
digung der Vertreterinnen und Vertreter in der Regio-
nalversammlung beschlossen:

§ 1
§ 3 Abs. 1 wird folgt neu gefasst:

(1) Die Aufwandsentschädigungen werden jeweils
zusammengefasst zum Jahresende ausgezahlt.

§ 2
Die Satzung zur 2. Änderung der Satzung zur Ent-
schädigung der Vertreterinnen und Vertreter der Regi-
onalversammlung Regionale Planungsgemeinschaft
Halle tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

Halle (Saale), den 01.06.2015

gez. Götz Ulrich - Siegel -
Vorsitzender
Regionale Planungsgemeinschaft Halle

------------------------------------------------

Beschluss-Nr. IV/03-2015

Die Regionalversammlung beschließt, den gemäß § 7
(1) ROG i. V. mit § 7 LPlG LSA unter Mitwirkung der
Landkreise, kreisfreien Städte und Gemeinden der
Planungsregion erarbeiteten Entwurf des Sachlichen
Teilplans „Zentrale Orte, Sicherung und Entwicklung
der Daseinsvorsorge sowie großflächiger Einzelhan-
del“ in der Planungsregion Halle zur Rechtsprüfung
auf der Grundlage des zum 01.07.2015 in Kraft treten-
den Landesentwicklungsgesetzes der obersten Lan-
desplanungsbehörde mitzuteilen.
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Die Geschäftsstelle wird beauftragt zu prüfen, welche
materiell-rechtlichen Rahmenbedingungen für eine
Funktionsteilung zwischen Zentralen Orten im Lan-
desentwicklungsgesetz vorhanden sind.

Halle (Saale), den 01.06.2015

gez. Götz Ulrich - Siegel -
Vorsitzender
Regionale Planungsgemeinschaft Halle

------------------------------------------------

Beschluss-Nr. IV/04-2015
Die Regionalversammlung begrüßt und unterstützt die
Durchführung der wissenschaftlichen Tagung „Trans-
formation Mitteldeutschland 1925 – 2015; 90 Jahre
wissenschaftliche Landesplanung vom Gesamtsied-
lungsausschuss für den Mitteldeutschen Industriebe-
zirk zur Regionalplanung in Mitteldeutschland“.

Halle (Saale), den 01.06.2015

gez. Götz Ulrich - Siegel -
Vorsitzender
Regionale Planungsgemeinschaft Halle

−−−−−−−−−−

Herausgegeben vom Landesverwaltungsamt
Erscheint zum 15. des Monats

Bezugspreis: 38,64 € jährlich, Einzelpreis: 3,22 €, zuzüglich Versandkosten
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Anlagen

zum Amtsblatt Nr. 7/2015

15. Juli 2015

Anlage 1

Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen der Luftrettung für den

Luftrettungsstandort Landeshauptstadt Magdeburg (Primärrettung).

(Seiten 1 bis 8 und Anlagen)

Anlage 2

Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen der Luftrettung für den

Luftrettungsstandort Stadt Landsberg/Oppin (Sekundärrettung).

(Seiten 1 bis 8 und Anlagen)














































